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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung des Zweiten Protokolls vom 19. Juni 
1997 zum Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften, der Gemeinsamen Maßnahme betreffend die 
Bestechung im privaten Sektor vom 22. Dezember 1998 und des Rahmen- 
beschlusses vom 29. Mai 2000 über die Verstärkung des mit strafrechtlichen 
und anderen Sanktionen bewehrten Schutzes gegen Geldfälschung im Hinblick 
auf die Einführung des Euro 
- Drucksache 14/8898 - 

Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 


Der Bundesrat hat in seiner 776. Sitzung am 31. Mai 2002 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 1 Nr. 5 - neu - (§ 300a - neu - StGB) 

Nr. 6 - neu - (§ 336a - neu - StGB) 

Dem Artikel 1 sind folgende Nummern 5 und 6 anzufu- 
gen: 

„5. Nach § 300 wird folgender § 300a eingefügt: 

„§ 300a 

Strafmilderung und Absehen von Strafe 

Das Gericht kann in den Fällen des § 299, auch in 
Verbindung mit § 300, die Strafe nach seinem Er- 
messen mildern (§ 49 Abs. 2) oder von Strafe ab- 
sehen, wenn der Täter 

1. durch die freiwillige Offenbarung seines Wissens 
wesentlich dazu beigetragen hat, dass die Tat über 
seinen eigenen Tatbeitrag hinaus aufgedeckt werden 
konnte, oder 

2. freiwillig sein Wissen so rechtzeitig einer Dienst- 
stelle offenbart, dass Straftaten nach § 299 unter den 
in § 300 bezeichneten Voraussetzungen oder nach 
den §§ 332, 334, auch in Verbindung mit § 335 oder 
§ 336, von deren Planung er weiß, noch verhindert 
werden können.“ 

6. Nach § 336 wird folgender § 336a eingefügt: 


„§ 336a 

Strafmilderung und Absehen von Strafe 

Das Gericht kann in den Fällen der §§331 bis 334, 
auch in Verbindung mit § 335 oder § 336, die Strafe 
nach seinem Ermessen mildem (§ 49 Abs. 2) oder 
von Strafe absehen, wenn der Täter 

1. durch die freiwillige Offenbarung seines Wissens 
wesentlich dazu beigetragen hat, dass die Tat über 
seinen eigenen Tatbeitrag hinaus aufgedeckt werden 
konnte, oder 

2. freiwillig sein Wissen so rechtzeitig einer Dienst- 
stelle offenbart, dass Straftaten nach den §§ 332, 334, 
auch in Verbindung mit § 335 oder § 336, oder nach 
§ 299 unter den in § 300 bezeichneten Voraussetzun- 
gen, von deren Planung er weiß, noch verhindert 
werden können.“ ‘ 

Begründung 

Es liegt auf der Fland, dass effektive Strafverfolgung im 
Bereich der Korraption nur möglich ist, wenn in die kon- 
spirativen Beziehungsgeflechte eingedmngen werden 
kann. Der Gesetzgeber hat dem dadurch Rechnung ge- 
tragen, dass er in den Fällen der §§ 332 und 334 StGB 
den strafprozessualen Einsatz technischer Mittel in Woh- 
nungen zugelassen hat (§ 100c Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a 
StPO). Auch eine Kronzeugenregelung für Korruptions- 
delikte fehlt. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 5. Juni 2002. 
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2. Zu Artikel 3 Abs. 01 - neu - (§ 100a Satz 1 Nr. 2 StPO) 

ln Artikel 3 ist vor Absatz 1 folgender Absatz 01 einzu- 
fugen: 

,(01) ln § 100a Satz 1 Nr. 2 der Strafprozessordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 
1987 (BGBl. 1 S. 1074, 1319), die zuletzt durch ... 
geändert worden ist, werden nach der Angabe „der 
§§ 316a oder 316c des Strafgesetzbuches,“ in einer 
neuen Zeile die Wörter „eine Vorteilsgewährung/ 
Vorteilsnahme (§§ 331, 333 des Strafgesetzbuches) 
und eine Bestechlichkeit oder eine Bestechung 
(§§ 332, 334 des Strafgesetzbuches),“ eingefügt.‘ 

Begründung 

Eine effektive Strafverfolgung im Bereich der Korrup- 
tion erfordert es, in die konspirativen Beziehungsge- 
flechte einzudringen. Dabei kann es im Rahmen der 
Korruptionsdelikte nicht darauf ankommen, ob es sich 
um pflichtwidrige oder rechtmäßige Diensthandlungen 
handelt. Dies steht auch im Einklang mit den europäi- 
schen Programmen zur Korruptionsbekämpfung. Durch 
die vorgeschlagenen Änderungen werden alle Lücken im 
strafrechtlichen Instrumentarium zur Korruptionsbe- 
kämpfung geschlossen. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 1 - Zu Artikel 1 Nr. 5 - neu - 

(§ 300a -neu -StGB), 

Nr. 6 - neu - 
(§ 336a -neu -StGB) 

Die Bundesregierung tritt dem Vorschlag entgegen. Sie hat 
die grundsätzlichen Bedenken gegen immer weitere be- 
reichsspezifische Kronzeugenregelungen bereits in ihrer 
Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung 
der Kronzeugenregelungen im Strafrecht (Bundestags- 
drucksache 14/5938, dort S. 13 f) umfassend dargelegt, auf 
die verwiesen wird. Die dort ausgeführten Bedenken beste- 
hen unverändert fort. 

Zu Nummer 2 - Zu Artikel 3 Abs. 4 - neu - 

(§ 100a Satz 1 Nr. 2 StPO) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Angesichts 
ständig steigender Telekommunikationsüberwachungszah- 
len und nicht ausreichender empirischer Erkenntnisse über 
die durchgeführten Maßnahmen ist sie der Auffassung, dass 
über rein redaktionelle Anpassungen hinaus gehende Ände- 
rungen des Straftatenkataloges in § 100a StPO, wie sie der 
Vorschlag des Bundesrats vorsieht, grundsätzlich zurück- 
gestellt werden sollten, bis das im Auftrag des Bundes- 
ministeriums der Justiz zur Zeit erarbeitete Gutachten zur 
„Rechtswirklichkeit und Effizienz der Überwachung der Te- 
lekommunikation nach den §§ 100a, 100b StPO und ande- 
rer verdeckter Ermittlungsmaßnahmen“ vorhegt. Durch 
diese Untersuchung sollen empirisch gesicherte Erkennt- 
nisse als Grundlage der Bewertung der Notwendigkeit und 
der Erfolgseignung heimlicher Ermittlungsmaßnahmen u. a. 
im Bereich der §§ 100a ff. StPO gewonnen werden. 
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